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Vorblatt 


Zweites Krankenversicherungsänderungsgesetz 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung) 


A. Problem 

Im Zuge der in der Regierungserklärung angekündigten Weiter- 
entwicklung des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
sind vor allem die Erhöhung und Dynamisierung der Kranken- 
versicherungspflichtgrenze, ein Beitragszuschuß der Arbeitgeber 
für freiwillig und privat versicherte Angestellte sowie eine Aus- 
weitung der Leistungspflicht der Krankenkassen auf Maßnah- 
men der Gesundheitsvorsorge vordringlich anzustreben. 


B. Lösung 

Die Einkommensgrenze (Versicherungspflichtgrenze für Ange- 
stellte und bestimmte Selbständige, Einkommensgrenze für den 
freiwilligen Beitritt, Beitragsbemessungsgrenze und Leistungs- 
bemessungsgrenze) werden auf 75 v. H. der in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter geltenden Beitragsbemessungsgrenze 
festgesetzt und damit der Entwicklung der Löhne und Gehälter 
angepaßt. 

Angestellte, die in der gesetzlichen oder privaten Krankenver- 
sicherung freiwillig versichert sind, erhalten von ihrem Arbeit- 
geber einen Zuschuß zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag. 

Angestellte mit Einkommen oberhalb der Versicherungspflicht- 
grenze erhalten innerhalb von drei Monaten nach erstmaliger 
Aufnahme ihrer Beschäftigung das Recht zum freiwilligen Bei- 
tritt zur gesetzlichen Krankenversicherung. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung erhalten alle nichtversicherungspflichtigen 
Angestellten mit Inkrafttreten des Gesetzes die auf drei Monate 
begrenzte Möglichkeit, sich für den Krankenversicherungsschutz 
in der gesetzlichen Krankenversicherung zu entscheiden. Zur 
Sicherung ihrer Gesundheit haben Kinder bis zur Vollendung 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1297 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


des 4. Lebensjahres, Frauen vom Beginn des 30. Lebensjahres 
und Männer vom Beginn des 45. Lebensjahres an Anspruch auf 
Untersuchungen zur Früherkennung von besonderen Krank- 
heiten. Weitere Maßnahmen können durch Rechtsverordnung 
festgelegt werden. 

Das neben Krankenhauspflege gezahlte Hausgeld wird auf die 
Höhe des Krankengeldes angehoben. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Für den Bundeshaushalt werden sich voraussichtlich folgende 
Auswirkungen nach dem Haiishaltsrechnungsjahr ergeben: 


1971 

200 

Millionen DM 

Steuermehreinnahmen 

1972 

140 

Millionen 

DM 

Steuermehreinnahmen 

1973 

60 

Millionen 

DM 

Steuerausfall 

1974 

150 

Millionen 

DM 

Steuerausfall 

1975 

160 

Millionen 

DM 

Steuerausfall 


Der Steuerausfall wird geringer, wenn die Arbeitgeber ihre 
Mehraufwendungen teilweise abwälzen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10, Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Fortführung der Krankenversicherungs- 
reform 

— Drucksache VI/726 — 


über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Rechts der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (Zweites Krankenversicherungsänderungsgesetz 

— 2. KVäG) 

— Drucksache Vl/1130 — 


A. Bericht des Abgeordneten Killat-von Coreth *) 


B. Antrag des Ausschusses 

I 3. folgende Entschließung anzunehmen'. 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung (Zweites Kran- 
kenversicherungsänderungsgesetz — 2. KVÄG) 
— Drucksache VI/1130 - — in der anliegenden Fas- 
sung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der 
Krankenversicherungsreform — Drucksache W726 
— durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für 
erledigt zu erklären; 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) für eine weitere Entwicklung der Vorsorge- 
hilfe einschließlich der Verhütung von Krank- 
heiten in der sozialen Krankenversicherung 
Vorschläge zu machen und hierbei zu prüfen, 
welche weiteren Leistungen der Gesundheits- 
vorsorge von den Krankenkassen als Pflicht- 
leistungen zu gewähren sind, 

b) bis zum 31. Dezember 1972 über die Erfah- 
rungen zu berichten, die aus der Einführung 
von Maßnahmen zur Früherkennung von 


*) folgt als ^ Drucksache VI/1297 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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Krankheiten als Pflichtleistungen der Kran- 
kenkassen sowie den von den Krankenkassen 
zusätzlich gewährten Maßnahmen der Vor- 
sorgehilfe vorliegen; 

4. die ZU den Gesetzentwürfen eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Killat-von Coreth 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

(Zweites Krankenversicherungsänderungsgesetz — 2. KVÄG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 165 Abs. 1 Nr. 2, § 166 Abs. 1 und § 176 
Abs. 1 werden die Worte „14 400 Deutsche 
Mark" durch die Worte „fünfundsiebzig vom 
Hundert der für Jahresbezüge in der Renten- 
versicherung der Arbeiter geltenden Beitrags- 
bemessungsgrenze (§ 1385 Abs. 2)" ersetzt. 

2. § 165 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Wer die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
überschreitet, scheidet mit Ablauf des Kalender- 
jahres des Überschreitens aus der Versiche- 
rungspflicht aus; er scheidet jedoch nicht aus, 
wenn das Entgelt die vom Beginn des nächsten 
Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze nicht übersteigt. Bei rückwirkender 
Erhöhung des Entgelts endet die Versicherungs- 
pflicht mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist." 

3. § 175 wird gestrichen. 

4. Nach § 176 wird folgender § 176 a eingefügt: 

.§ 176 a 

(1) Wer durch Aufnahme einer Beschäftigung 
als Angestellter nach dem Angestelltenversiche- 
rungsgesetz versicherungspflichtig wird und 
wegen Überschreitens der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 ver- 
sicherungspflichtig ist, kann während der ersten 
Beschäftigung nach dem 31. Dezember 1970 der 
Versicherung beitreten. Der Antrag ist binnen 
drei Monaten nach Aufnahme der Beschäftigung 
bei der Kasse zu stellen. § 176 Abs. 3, §§ 207 
sowie 310 Abs. 2 und 3 gelten nicht. 

(2) Wer bei einem Krankenversicherungs- 
unternehmen versichert und nach Absatz 1 der 


Versicherung beigetreten ist, kann erklären, 
daß die Mitgliedschaft mit dem Zeitpunkt be- 
ginnt, zu dem der Versicherungsvertrag frühe- 
stens aufgelöst werden kann, spätestens jedoch 
ein Jahr nach dem Beitritt. Der Versicherungs- 
vertrag kann zu dem Zeitpunkt gekündigt wer- 
den, zu dem die Mitgliedschaft spätestens be- 
ginnt. Dies gilt entsprechend, wenn ein Ange- 
höriger der Versicherung beitritt und für einen 
bei einem Krankenversicherungsunternehmen 
Versicherten Anspruch auf Fami-lienhilfe er- 
wirbt." 


5. In § 179 Abs. 1 werden vor dem Wort „Kran- 
kenhilfe" die Worte „Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten," eingefügt. 


6. Im Zweiten Abschnitt des Zweiten Buches wird 
vor dem ünterabschnitt „II. Krankenhilfe" fol- 
gender ünterabschnitt 1 a eingefügt: 

„I a. Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten 

§ 181 

(1) Versicherte haben zur Sicherung der Ge- 
sundheit Anspruch auf folgende Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten: 

1. Kinder bis zur Vollendung des vierten Le- 
bensjahres auf Untersuchungen zur Früher- 
kennung von Krankheiten, die eine normale 
körperliche oder geistige Entwicklung des 
Kindes in besonderem Maße gefährden, 

2. Frauen vom Beginn des dreißigsten Lebens- 
jahres an einmal jährlich auf eine Untersu- 
chung zur Früherkennung von Krebserkran- 
kungen, 

3. Männer vom Beginn des fünfundvierzigsten 
Lebensjahres an einmal jährlich auf eine Un- 
tersuchung zur Früherkennung von Krebs- 
erkrankungen. 

(2) § 182 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Bun- 
desausschuß der Arzte und Krankenkassen be- 
schließt das Nähere über die Art der Untersu- 
chungen, die den in § 181 a Abs. 1 unter Num- 
mern 1 bis 4 genannten Erfordernissen zu ent- 
sprechen haben. 
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§ 181 a 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, über § 181 
hinaus weitere Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten vorsehen, wenn 

1. es sich um Krankheiten handelt, die wirk- 
sam behandelt werden können, 

2. das Vor- oder Frühstadium dieser Krankhei- 
ten durch diagnostische Maßnahmen erfaß- 
bar ist, 

3. die Krankheitszeichen medizinisch-technisch 
genügend eindeutig zu erfassen sind, 

4. genügend Ärzte und Einrichtungen vorhan- 
den sind, um die aufgefundenen Verdachts- 
fälle eingehend zu diagnostizieren und zu 
behandeln. 

(2) Die Rechtsverordnung hat die anspruchs- 
berechtigten Personen, insbesondere nach Alter 
und Geschlecht zu bezeichnen und zu bestim- 
men, in welchen Zeitabständen die Maßnahmen 
in Anspruch genommen werden können. 

§ 181 b 

Bei Inanspruchnahme von Untersuchungen 
zur Früherkennung von Krankheiten ist dem 
Arzt ein Berechtigungsschein vorzulegen." 

7. In § 184 Abs. 1 werden die Worte „und des 
Krankengeldes" gestrichen. 

8. § 186 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird einem Versicherten Krankenhaus- ■ 
pflege gewährt, so ist daneben vom Beginn der j 
Krankenhauspflege an Krankengeld zu zahlen." j 

j 

9. § 189 wird wie folgt geändert: | 

a) In Satz 1 werden die Worte „Kranken- und 
Hausgeld" durch das Wort „Krankengeld" 
ersetzt; 

b) in Satz 2 werden die Worte „Kranken- oder 
Hausgeld" durch das Wort „Krankengeld" 
ersetzt. 

10. § 194 wird gestrichen. 

11. In § 200 c Abs. 1 werden die Worte „Kranken- 
oder Hausgeld" durch das Wort „Krankengeld" 
ersetzt. 

12. § 205 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„haben," die Worte „Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten" eingefügt. 


b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„kann" die Worte „die Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten und" ein- 
gefügt. 

13. § 209 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Dauer des Wehrdienstes ruht für 
den Versicherten der Anspruch auf Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krankheiten 
und auf Krankenhilfe; hat der Berechtigte 
Angehörige, für die ihm Familienhilfe zu- 
steht, so ist diese zu gewähren." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „ , je- 
doch ruht für die Dauer des Wehrdienstes 
die Versichertenkrankenhilfe." durch die 
Worte „ ; Absatz 1 Satz 2 gilt." ersetzt. 

14. § 215 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt; 

a) Nach dem Wort „auf" werden die Worte 
„Maßnahmen zur Früherkennung von Krank- 
heiten," eingefügt; 

b) die Worte „ohne Hausgeld" werden gestri- 
chen. 

15. § 216 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Die Worte „Die Krankenhilfe ruht" werden 
durch die Worte „Der Anspruch auf Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
und auf Krankenhilfe ruht" ersetzt; 

b) in Nummer 1 werden die Worte „das Haus- 
geld (§ 186)" durch das Wort „Krankengeld" 
ersetzt. 

16. In § 368 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„auch" die Worte „die Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten," eingefügt. 

17. Dem § 368 e wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Sätze 1 und 2 gelten bei Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten entsprechend." 

18. Dem § 368 o wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Bei der Beschlußfassung über Richtlinien 
nach § 368 p Abs. 5 wirken in den Bundesaus- 
schüssen über die Zusammensetzung nach Ab- 
satz 3 hinaus zusätzlich drei Vertreter der Arzte 
sowie ein Vertreter der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung und zwei Vertreter der Ersatz- 
kassen mit. Der Vertreter der knappschaftlichen 
Krankenversicherung wird von der Bundes- 
knappschaft, die Vertreter der Ersatzkassen wer- 
den von den nach § 525 a gebildeten Verbänden 
bestellt." 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1297 


19. Dem § 368 p wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Bundesausschüsse beschließen die 
erforderlichen Richtlinien über die Gewähr für 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankhei- 
ten, insbesondere über die Anwendung rationa- 
lisierender Verfahren und die Voraussetzungen, 
unter denen mehrere Maßnahmen zur Früh- 
erkennung zusammenzufassen sind. Durch Richt- 
linien ist das Nähere für die Bescheinigungen 
und Aufzeichnungen bei Durchführung der Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten zu 
beschließen, Absätze 2 bis 4 gelten entspre- 
chend, " 

20. Es wird folgender § 369 eingefügt: 

.§ 369 

(1) Die Kassen sind verpflichtet, im Zusam- 
menwirken mit den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen die Versicherten und ihre anspruchs- 
berechtigten Familienangehörigen mit allen ge- 
eigneten Mitteln und in bestimmten Zeitabstän- 
den über die zur Sicherung der Gesundheit not- 
wendige und zweckmäßige Inanspruchnahme 
von Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten aufzuklären. 

(2) Die Kassen und Kassenärztlichen Vereini- 
gungen haben die bei Durchführung von Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
anfallenden Ergebnisse zu sammeln und auszu- 
werten; dabei ist sicherzustellen, daß Rück- 
schlüsse auf die Person des Untersuchten ausge- 
schlossen sind." 

21. Dem § 381 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Der Anspruch nach den Sätzen 1 oder 2 entfällt, 
solange Anspruch auf den Zuschuß des Arbeit- 
gebers zum Krankenversicherungsbeitrag nach 
§ 405 besteht," 

22. Vor § 405 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„III. Arbeitgeberbeitrag für Angestellte" 

23. § 405 erhält folgende Fassung: 

.§ 405 

(1) Angestellte (§§ 2 und 3 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes), die nur wegen Über- 
schreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 versicherungs- 
pflichtig oder die nach § 173 b oder nach Arti- 
kel 3 § 1 Abs. 4 des Gesetzes zur Änderung 
des Mutterschutzgesetzes und der Reichsver- 
sicherungsordnung vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 912) von der Versicherungs- 
pflicht befreit sind, erhalten von ihrem Arbeit- 
geber einen Zuschuß zu ihrem Krankenversiche- 
rungsbeitrag, wenn sie in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung freiwillig versichert sind oder 


bei einem privaten Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert sind und für sich und ihre 
Angehörigen, für die ihnen Familienhilfe zu- 
steht, Vertragsleistungen erhalten, die der Art 
nach den Leistungen der Krankenhilfe entspre- 
chen. Als Zuschuß ist der Betrag zu zahlen, der 
als Arbeitgeberanteil bei Krankenversicherungs- 
pflicht des Angestellten zu zahlen wäre, höch- 
stens jedoch die Hälfte des Betrages, den der 
Angestellte für seine Krankenversicherung auf- 
zuwenden hat. 

(2) Von der Regelung nach Absatz 1 kann 
nicht zuungunsten der Angestellten abgewichen 
werden." 

24. § 422 Abs. 1 wird gestrichen. 

25. In § 432 Abs. 1 werden die Worte „ein Haus- 
geld" durch das Wort „Krankengeld" ersetzt. 

26. In § 507 Abs. 4 werden nach den Worten „gel- 
ten die §§ 180," die Worte „181, 181 a, 181 b," 
eingefügt. 

27. Nach § 507 a wird folgender § 507 b eingefügt: 

„§ 507 b 

Für die Gewährung von Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten gelten § 368 o 
Abs. 7, § 368 p Abs. 5 und § 369." 

28. In § 508 Satz 2 werden die Worte „Kranken- 
und Hausgeldes" durch das Wort „Kranken- 
geldes" ersetzt. 

29. § 514 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) § 176 a Abs. 1 Satz 1 und 2 und Ab- 
satz 2 gilt. Der Beitritt darf nicht vom Le- 
bensalter oder Gesundheitszustand des Bei- 
trittsberechtigten abhängig gemacht werden, 
Leistungen für eine Erkrankung, die beim 
Beitritt bereits besteht, dürfen nicht ausge- 
schlossen werden." 

b) Absatz 3 wird Absatz 2. 


Artikel 2 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt er- 
gänzt: 

Nach § 204 wird folgender § 204 a eingefügt: 

„§ 204 a 

Für die Gewährung von Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten gelten § 368 o Abs. 7, 
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§ 368 p Abs. 5 und § 369 der Reichsversicherungs- 
ordnung." 

Artikel 3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
12. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2265), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung bewertungsrechtlicher Vorschriften und 
des Einkommensteuergesetzes vom 22. Juli 1970 
(Bundesgesetzbl. I S, 1118), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


1. Dem § 3 wird die folgende Ziffer 62 angefügt: 

„62. Ausgaben des Arbeitgebers für die Zu- 
kunftsicherung des Arbeitnehmers, soweit 
sie auf Grund gesetzlicher Verpflichtung ge- 
leistet werden; der Beitragsteil, den der Ar- 
beitgeber an einen krankenversicherungs- 
pflichtigen Arbeitnehmer für die Kranken- 
versicherung bei einer Ersatzkasse leistet, 
ist bis zur Hälfte des Gesamtbeitrags zur 
Krankenversicherung bei der Ersatzkasse 
steuerfrei. Den Ausgaben des Arbeitgebers 
für die Zukunftsicherung, die auf Grund 
gesetzlicher Verpflichtung geleistet werden, 
werden gleichgestellt Zuschüsse des Arbeit- 
gebers zu den Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers 

a) für eine Lebensversicherung, 

b) für die freiwillige Weiterversicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 
der Angestellten, 

c) für eine öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungs- oder Versorgungseinrichtung sei- 
ner Berufsgruppe, 

wenn der Arbeitnehmer von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung befreit worden ist. Die Zuschüsse 
sind nur insoweit steuerfrei, als sie insge- 
samt bei Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung der Angestellten die Hälfte und bei 
Befreiung von der Versicherungspflicht in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
zwei Drittel der Gesamtaufwendungen des 
Arbeitnehmers nicht übersteigen und nicht 
höher sind als der Betrag, der als Arbeit- 
geberanteil bei Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Ange- 
stellten oder in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung zu zahlen wäre." 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Die in der Ziffer 2 bezeichneten Aufwendun- 
gen sind nicht abzugsfähig, soweit sie mit 
steuerfreien Einnahmen im Sinne des § 3 


Ziff. 62 in unmittelbarem wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang stehen." 

b) In Absatz 3 Ziff. 2 Buchstabe d werden dem 
letzten Satz die folgenden Worte angefügt: 

„sowie um steuerfreie Zuschüsse des Arbeit- 
gebers im Sinne von § 3 Ziff. 62 Sätze 2 
und 3." 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter dem Absatz 4 wird der folgende Ab- 
satz 5 eingefügt: 

„(5) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 62 gilt 
erstmals für Ausgaben und Zuschüsse, die 
nach dem 31. Dezember 1970 geleistet wer- 
den." 

b) die bisherigen Absätze 5 bis 19 werden 
Absätze 6 bis 20. 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Beitrittsrecht für Angestellte 

(1) Angestellte (§§ 2 und 3 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes), die nur wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze nicht nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung ver* 
sicherungspflichtig sind, und Seelotsen der Reviere 
im Sinne des Gesetzes über das Seelotswesen vom 
13. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1035) können 
der gesetzlichen Krankenversicherung binnen drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beitreten. § 176 Abs. 3, §§ 207 sowie 310 Abs. 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung gelten nicht. 
§ 176 a Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung gilt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 3 gilt auch für Ersatz- 
kassen. Der Beitritt darf nicht vom Lebensalter oder 
Gesundheitszustand des Beitrittsberechtigten ab- 
hängig gemacht werden. Leistungen für eine Er- 
krankung, die beim Beitritt bereits besteht, dürfen 
nicht ausgeschlossen werden. 

§ 2 

Befreiung für Ehegatten von der 
Versicherungspflicht 

Ehegatten, die am 31. Dezember 1970 bei ihrem 
Ehegatten in Beschäftigung standen und für die 
aufgrund des Artikels 1 Nr. 3 Versicherungspflicht 
eintritt, werden auf Antrag für die Dauer dieser 
Beschäftigung bei ihrem Ehegatten von der Ver- 
sicherungspflicht befreit. Der Antrag auf Befreiung 
von der Versicherungspflicht ist bis zum 30. Juni 
1971 beim Träger der Krankenversicherung zu 
stellen. 
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§ 3 

Beitrittsrecht für Rentner 

Wer eine Rente aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Rentenversicherung der Ange- 
stellten bezieht und nach Artikel 3 § 3 des Ge- 
setzes zur Verwirklichung der mehrjährigen Finanz- 
planung des Bundes, IL Teil, vom 21, Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1259) von der Versicherungs- 
pflicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung als befreit gilt, kann vom Tage der 
Verkündung dieses Gesetzes bis zum 31. März 1971 
erklären, daß die Versicherungspflicht wirksam wer- 
den soll. Die Mitgliedschaft beginnt in diesem Falle 
am Ersten des auf die Erklärung folgenden Monats. 


§ 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 1 bis 4, 7 bis 11, 14 b, 15 b, 18, 19, 
21 bis 25 und 27 bis 29 sowie Artikel 2 bis 4 treten 
am 1. Januar 1971, die übrigen Vorschriften dieses 
Gesetzes am 1. Juli 1971 in Kraft. 
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